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Niederschrift 
über die 8. öffentliche Sitzung der Gemeindevertretung von Weiler, am Montag, 
22.06.2026. Beginn um 19:00 Uhr, im Mannschaftsraum des Feuerwehrgerätehauses; 
 
Anwesend: 
 
Vorsitz 
Bgm Summer Simeon    
 
GV 
Nagel Anja    Eichner Irena 
Lins Alfred    Bernhart Günter 
Brugger Dominik    Ludescher Kathrin 
Vogt Anna    Morscher René 
Martin Corinna    Längle Joachim 
Willam Margit    Koch Evi  
Stöger Peter    Obwegeser Patrick 
Marte Julia    Kügerl Alexandra 
     
     
 
Ersatz: 
Ritter Manfred     
Häfele Werner 
Entschuldigt: 
Fleisch Hubert 
Breier Robert      
Bawart Johannes 
Stephan Geiger    
 
Schriftführer 
Gabriel Thomas 

Zu TOP 3: Edgar Palm 
 
Tagesordnung:  
 

1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2. Genehmigung der Niederschrift vom 18.05.2026 
3. Rechnungsabschluss 2025 
4. Änderung des Flächenwidmungsplans  

(Teilflächen 75, 78, 79, 81, 82) 
5. Erlebnisbad Frutzau 
6. Deponie Halde Burgfeld 
7. Ausnahme vom Bebauungsplan Sozialer Wohnbau Anwandweg 
8. Berichte und Allfälliges 
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Zu 1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
Der Bürgermeister begrüßt alle Anwesenden und stellt die ordnungsgemäße Ladung und die 
Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
Zu 2. Genehmigung der Niederschrift vom 18.05.2026 
 
Die Niederschrift vom 18.05.2026 wird einstimmig genehmigt. 
 
 
Zu 3. Rechnungsabschluss 2025 
 
Edgar Palm erläutert den Rechnungsabschluss 2025. 
 
Es gab keine großen Abweichungen gegenüber dem Voranschlag. Es gab zusätzlich ca. 
150.000 € Einnahmen, die das Ergebnis einmalig etwas verbessert haben. Die Förderungen 
im elementarpädagogischen Bereich sind gestiegen. Hier stehen aber auch höhere Ausga-
ben gegenüber da wir den Verpflichtungen des Kinderbildungs- und Betreuungsgesetz nach-
kommen müssen. Es musst mehr Personal angestellt werden. Die Personalausgaben lagen 
bei fast 2 Mio €. 2022 waren es 1,2 mio €. Trotz Förderung sind das erhebliche Mehrkosten 
für die Gemeinde. 
 
Die Umlagen im Krankenhaus und Sozialbereich sind ebenfalls bei fast 2 Millionen € und 
steigen stetig.  
 
Die Zinsbelastung ist durch einen niedrigeren 6-Monats Euribor etwas gefallen. 
 
Erträge – Aufwendungen: Ein negatives Ergebnis mit 200.000 € unter Einbeziehung der Ab-
schreibungen. 
 
Nach Tilgung und Zinsen:  
 
Was wurde gemacht: 0,5 mio Investition in Wasser- Kanal. 
 
Nachdem im Jahr 2025 kein Darlehen aufgenommen werden musste ist der Darlehensstand 
gesunken.  
 
Peter Stöger: Ich war überrascht darüber, dass Förderungen des Personalaufwandes doch 
recht viel von den Mehrkosten im Bildungssektor abgedeckt haben. Negativ aufgefallen ist 
mir der ÖPNV. Hier haben wir trotz höheren Bedarfszuweisungen eine unbefriedigende Er-
höhung der Kosten. Wir stecken unheimlich viel Geld in den ÖPNV, ohne den Individualver-
kehr zu reduzieren! 
Simeon dazu: Die Kosten steigen noch einmal deutlich da die letzten Jahre noch von Rück-
lagen abgefedert wurden. Wir suchen derzeit nach Lösungen. 
 
Die Entwicklung bei den Gemeindeeignen Gebühren sehe ich sehr positiv. Es war richtig, 
hier die Gebühren anzupassen. 
Wirtschaftsförderung kommt auf Gemeindeebene gar nicht vor. Im Gesundheits- und Sozial-
bereich werden Millionen verschoben. 
 
Simeon: Es muss dazu erwähnt werden, dass Straßensanierungen, Gebäudesanierungen 
und vieles mehr verschoben wurden. Der Rechnungsabschluss schaut deshalb und wegen 
Einmaleffekten bei den Einnahmen etwas besser aus, als er langfristig gesehen wirklich ist. 
Wir haben derzeit keinerlei Spielraum. Und trotzdem haben wir hier ein Minus von 200.000 €. 
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Alfred Lins: Der Prüfbericht ist allen zugegangen. Es gibt keine Fragen dazu. Einen herzli-
chen Dank an Edgar Palm, der uns über viele Jahre hervorragend betreut hat. 
 
Antrag: 
Feststellung gemäß § 78 GG und Entlastung der Organe. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit einstimmig angenommen. 
 
 
Der Bgm bedankt sich bei Edgar Palm für die tolle Unterstützung über die vielen Jahre. 
 
 
Zu 4. Änderung des Flächenwidmungsplans  
(Teilflächen 75, 78, 79, 81, 82) 
 
In der letzten Sitzung kam der Vorschlag, dass die Gemeinde eine Dienstbarkeit mit dem 
Eigentümer aushandelt. Diese Dienstbarkeit liegt nun, bereits durch den Eigentümer unter-
fertigt, vor. 
 
Antrag:  
Beschlussfassung über eine Änderung des Flächenwidmungsplanes laut vorliegendem Ent-
wurf vom 19.03.2026 mit der Plannummer R19_52596, PL 112. Das Mindesmaß der bauli-
chen Nutzung liegt bei 25. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
 
Zu 5. Erlebnisbad Frutzau 
 
Das Thema wurde bereits in der Letzen Sitzung vorgestellt. Die Anfrage über eine Beteili-
gung von 5,7% wurde an Weiler herangetragen. Wir müssten auch noch Anteile kaufen und 
uns am jährlichen Abgang beteiligen. Die 5,7% ergeben sich aus dem Anteil der Weiler Ba-
degäste, die im Schwimmbad gezählt wurden. 
 
Die Verschiedenen Möglichkeiten bzw. Varianten werden diskutiert.  
1994 wurde das Schwimmbad schon einmal saniert. Damals hat Weiler einmalig 100.000 
Schilling aufgeteilt auf zwei Jahre gefördert. 
 
Alexandra: Das Schwimmbad gibt es schon lange. Schwimmbäder machen nie Gewinn. Es 
hat immer mehr Hitzetage, immer weniger können schwimmen. Es ist ein Naherholungs-
raum. Ich bin für eine Beteiligung. 
Peter: Das kann ich nachvollziehen. Wenn man aber ansieht, was gemacht wird, dann bleibt 
dasselbe Angebot mit denselben Leistungen und Öffnungszeiten. Alle Beteiligten haben bei 
den Zusammenkünften gesagt, dass es einen großen Wurf brauchen würde. Für mich schaut 
es danach aus, als ob die Betreiber nur einen Mitfinanzierer suchen. Deshalb wäre ich dafür, 
dass wir ein Zeichen setzen, von einer Beteiligung würde ich absehen und dafür kann ich 
auch nicht stimmen. 
Bgm: Auch in Götzis sind 2-3% Weiler Badegäste. Wir können uns nicht überall beteiligen. 
 
Günter Bernhart: Ich finde die gewählte Variante gut. Wir sollten dies unterstützen. Die Vari-
ante mit einer Einmalzahlung von 200.000 € scheint mir ein gangbarer Weg, dies zu unter-
stützen, ohne unkalkulierbare langfristige Kosten zu haben. 
 
Corinna: Als Kompromiss könnte man eine Einmalzahlung anbieten, dies dafür etwas höher 
ausfallen zu lassen. 
Bgm: Das wäre ein auch für mich ein gangbarer Weg. 
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Antrag:  
 
Beschluss  
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Weiler beschließt, die Sanierung des Erlebnisbades 
Frutzau im Rahmen einer reinen Förderlösung (Variante 2) finanziell zu unterstützen.  
 
Die Förderung der Gemeinde erfolgt unter folgenden Bedingungen:  
1. Förderhöhe (Deckelung) Die Förderung beträgt maximal € 200.000,00 bzw.  
 höchstens 7 % der anerkannten Gesamtkosten der Sanierung nach Abzug 
 sämtlicher Förderungen Dritter. Maßgeblich ist dabei der jeweils niedrigere  
 Betrag.  
2. Bemessungsgrundlage Die endgültige Förderhöhe wird erst nach Abschluss der 
 Bautätigkeiten auf Basis der tatsächlich angefallenen und geprüften Gesamtkosten, 
 abzüglich aller erhaltenen Fördermittel, festgestellt.  
3. Auszahlung Der sich daraus ergebende Förderbetrag wird in fünf gleich hohen 
 jährlichen Tranchen ausbezahlt.  
4. Voraussetzungen Voraussetzung für die Festsetzung und Auszahlung der  
 Förderung ist die Vorlage einer geprüften Endabrechnung sowie die Kontrolle 
 und Anerkennung der Kosten durch die Gemeinde.  
5. Keine Folgeverpflichtungen Mit diesem Beschluss ist keine Beteiligung der  
 Gemeinde am laufenden Betrieb, an allfälligen Betriebsabgängen oder am  
 Eigentum verbunden.  
 
Begründung: Die Gemeinde stellt mit dieser Regelung eine klar begrenzte und nachvoll-
ziehbare Förderung sicher. Durch die Deckelung sowie die Abrechnung nach tatsächlichen 
Kosten wird eine verursachungsgerechte und kontrollierte Mittelverwendung gewährleistet, 
während gleichzeitig langfristige finanzielle Risiken ausgeschlossen werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
 
 
Zu 6. Deponie Halde Burgfeld 
 
Ich habe dies letztes Jahr im Herbst angesprochen und auch im Infrastrukturausschuss bera-
ten. Im Bereich Burgfeld gibt es Hangrutschungen, die Straße beginnt abzurutschen. Ge-
meinsam mit dem Landesgeologe wurde die Situation vor Ort angeschaut. Es wurde festge-
stellt, dass an dieser Stelle die Möglichkeit einer Deponie vorhanden wäre. In einem nächs-
ten Schritt gab es Gespräche mit den Grundstückseigentümern. Die betroffenen Grund-
stückseigentümer sind interessiert an einem solchen Projekt.  
 
Das derzeit vorliegende Konzept wird vorgestellt. Die Straße würde umgelegt. 280 m² wür-
den insgesamt entsiegelt. Umlegung Straße und Wasserleitung würden die Gemeinde nichts 
kosten. Das Entwässerungsproblem (Hangwässer Richtung Gemeinde Klaus) würde auch 
gelöst werden. Die Deponierung der Geschiebebecken im Ratzbach würde der Betreiber 
übernehmen. 
 
Die Transportroute führt von der Landesstraße L50 über die L69 in den Burgfeldweg. Bei der 
geplanten Jahresmenge ist an einem Spitzentag mit ca. 80 bis 85 Lkw-Fahrten pro Tag (bzw. 
ca. 160 bis 170 einzelnen Fahrbewegungen durch Hin- und Rückfahrt) zu rechnen. Dies ent-
spricht einem Richtwert von ca. 8 bis 10 Lkw-Anlieferungen pro Betriebsstunde. Bezogen auf 
das bestehende Verkehrsaufkommen der Hauptstraße ergeben sich folgende Auswirkungen: 
• Walgaustraße (Weiler): o Aktuelles Verkehrsaufkommen: ca. 9.400 Fahrzeuge pro Tag. o 
Prozentuale Erhöhung: Das zusätzliche Verkehrsaufkommen erhöht die Frequenz auf der 
Walgaustraße um lediglich ca. 0,9 % (bzw. ca. 1,8 % bezogen auf die gesamten täglichen 
Fahrbewegungen). Die zusätzliche Belastung für den Hauptort bleibt damit minimal. 
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Vergleich Deponie Malons in Röthis: An Spitzentagen hat Röthis 60 LKW (120 Hin- und 
Rückfahrten). Nach Rücksprache mit Röthis habe ich die Rückmeldung bekommen, dass 
nach der Umsetzung keine Problem zu spüren sind. 
 
Derzeit fahren schon viele LKW durch Weiler zur Deponie Malons, da es die nächste Depo-
nie für das Unterland ist. Ein Teil davon würde dann vermutlich in die Deponie Burgfeld fah-
ren. 
 
Heute geht es mir darum, können wir ein solches Projekt weiter verfolgen? 
 
Günter Bernhart: Es betrifft das ganze Dorf. Was hätte die Gemeinde Weiler davon. Was 
spricht dafür. 
Bgm: Das oben erwähnte. Eine genaue Summe, wie viel die Gemeinde pro m³ bekommen 
würde, ist in diesem frühen Stadium nicht abschätzbar. 
 
Alexandra: Was ist die Konsequenz des Grundsatzbeschlusses? 
Bgm: Dann geht der Betreiber in die Projektierung und das Genehmigungsverfahren beginnt. 
Alexandra: Ist es geplant die Bevölkerung bei einem so weitreichenden Thema mit einzube-
ziehen. 
Bgm: Wir sind gewählte Vertreter und sind dazu da die Entscheidungen zu treffen. Wenn wir 
uns hier nicht dafür aussprechen ist das Projekt vom Tisch. Wenn es im weiteren verlauf 
Einigung zwischen allen Beteiligten gibt wir man sicher darüber sprechen in welcher vor die-
ses Projekt der Bevölkerung präsentiert wird. 
 
Peter: Ich bin persönlich vom Projekt Malons mit meinem Geschäftslokal in Röthis betroffen. 
Ich sehe mich dort nicht von den LKWs beeinträchtigt. Ich sehe das Problem nicht. Ich bin für 
eine solche Deponie da ich der Meinung bin, dass es für eine florierende Wirtschaft auch die 
Möglichkeit gibt, den Aushub zu deponieren. Mir ist die hydrologische Angelegenheit wichtig. 
Die Auswirkung auch auf Gardis muss im Planungsprozess ordentlich durchleuchtet werden. 
Sifelerberg war ein Riesenthema im Dorf. Die Belastung ist praktisch nicht spürbar! 
 
Evi Koch: Ich beantrage, dass wir das mit der Bevölkerung abstimmen. 
 
Alexandra: Wer verfasst die Stellungnahme im Verfahren? 
Bgm: Das wäre ich. 
Alexandra: Das ist mir wichtig, damit jedem klar ist, dass nach diesem Beschluss die Ge-
meindevertretung keine weitere Abstimmung darüber macht. 
 
Bgm: Was sind eure Bedenken? Ist es der Verkehr oder die Deponie an sich? 
Corinna: Es ist schon die am stärksten belastete Kreuzung. Wir müssten zumindest Maß-
nahmen ausarbeiten, wie wir das abfedern könnten. 
Margit: Wenn man mit den wenigen Daten, die vorliegen die Bevölkerung befragt, finde ich 
das zu diesem Zeitpunkt falsch. Wenn ein Gutachten negativ ist, ist das Projekt unmöglich. 
Dann haben wir die Bevölkerung umsonst befragt.  
 
Anja: Ich bin der Meinung, dass es noch an Grundlagen fehlt, um uns eine Meinung zu bil-
den. 
Bgm: Außer den Sachen, die im Verfahren durch Sachverständige festgestellt werden, liegen 
die Daten vor. Was wären für Punkte, die fehlen würden? 
Anja: Was müssten wir mit dem Hang machen, wenn keine Deponie kommt. Was hat es für 
ökologische Auswirkungen. Im Vergleich: Beim TOP Frutzau haben wir Varianten mit mone-
tären unterschieden zu Einschätzung. 
 
Bgm: Wir können meinen Antrag ja auch noch mit weiteren Mindestanforderungen ergänzen. 
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Günter: Ich bin der Meinung wir müssen zuerst detailliertere Informationen haben, was die 
Gemeinde davon hat. Sonst wäre ich zu diesem Zeitpunkt dagegen. 
 
Abstimmung über den Antrag von Evi Koch: 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mehrheitlich (5 dafür) abgelehnt. 
 
Wer will eine Senkung auf  30.000m³? 
Abstimmung: 
niemand  
 
Manfred Ritter verlässt den Raum. 
 
Antrag: 
 
Grundsatzbeschluss:  
 
Aushubdeponie Burgfeld (Ruda Halde)  
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Weiler fasst folgenden Grundsatzbeschluss:  
 
1. Projektgegenstand  
Die Gemeindevertretung nimmt das vorliegende Konzept zur Errichtung und zum Betrieb 
einer Bodenaushubdeponie im Bereich Burgfeld (Ruda Halde) zur Kenntnis.  
Das Projekt umfasst insbesondere:  
• eine Deponiefläche von ca. 4,5 ha,  
• ein geplantes Gesamtvolumen von ca. 550.000 m³,  
• eine vorgesehene Gesamtlaufzeit von ca. 15 Jahren, inklusive Rekultivierung.  
 
2. Grundsatzentscheidung  
Die Gemeindevertretung spricht sich grundsätzlich für die Weiterverfolgung des Projekts aus.  
 
3. Projektabwicklung  
Die Umsetzung des Projekts soll:  
• nicht durch die Gemeinde selbst, sondern  
• durch eine geeignete externe Projektbetreiberin erfolgen.  
Die Gemeinde behält sich vor, die Rahmenbedingungen vertraglich festzulegen.  
 
4. Betrieb und Verkehrsaufkommen (Richtwerte)  
Die Gemeindevertretung nimmt die folgenden projektbezogenen Kennzahlen zur Kenntnis. 
Diese stellen Planungs- und Richtwerte dar und sind im weiteren Verfahren zu konkretisie-
ren:  
Durchschnittsbetrieb  
• Jährliche Anlieferung: ca. 50.000 m³/Jahr  
• Durchschnittliche Tagesmenge: ca. 220–250 m³/Tag  
 
Verkehr:  
• ca. 20–25 Lkw-Anlieferungen pro Tag  
• ca. 40–50 Fahrbewegungen pro Tag (Hin- und Rückfahrten)  
 bei ca. 10 Betriebsstunden: ca. 2–3 Lkw pro Stunde  
 
 ca. 4–6 Fahrbewegungen pro Stunde  
 
Möglicher Spitzentag  
• Maximale Tageskapazität: 1.000 m³/Tag (Deckelung)  
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Verkehr am Spitzentag:  
• ca. 80–90 Lkw-Anlieferungen pro Tag  
• ca. 160–180 Fahrbewegungen pro Tag  
 bei ca. 10 Betriebsstunden: ca. 8–10 Lkw pro Stunde  
 ca. 16–20 Fahrbewegungen pro Stunde  
  
 
5. Rahmenbedingungen  
Für die weitere Projektentwicklung sind insbesondere sicherzustellen:  
• Durchführung aller gesetzlich erforderlichen Bewilligungs- und Prüfverfahren,  
• fachliche Beurteilung der geplanten Verkehrsabwicklung,  
• Festlegung geeigneter vertraglicher Rahmenbedingungen zwischen Gemeinde, Be-
treiber und Grundstückseigentümer.  
 
6. Projektstatus  
Die Gemeindevertretung hält fest:  
• Es wurden bisher Vorabklärungen durchgeführt,  
• es wurde kein Bewilligungsverfahren eingeleitet,  
• es liegt keine detaillierte behördliche Projektprüfung vor.  
 
Die Umsetzung des Projekts ist vom positiven Abschluss der künftigen Genehmigungsver-
fahren abhängig.  
 
7. Beauftragung  
Der Gemeindevorstand bzw. der Bürgermeister wird beauftragt,  
• die weiteren vorbereitenden Schritte zu setzen,  
• Gespräche mit dem möglichen Betreiber und Grundstückseigentümern zu führen,  
• und der Gemeindevertretung die erforderlichen Entscheidungsgrundlagen vorzule-
gen.  
 
8. Schlussbestimmung  
Dieser Beschluss stellt einen Grundsatzbeschluss dar und begründet keine Genehmigung 
des Projekts und keinen Rechtsanspruch auf Umsetzung. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit 5 Gegenstimmen angenommen. 
(Manfred Ritter abwesend, Simeon Summer enthalten) 
 
 
 
 
Zu 7. Ausnahme vom Bebauungsplan Sozialer Wohnbau Anwandweg 
 
Der Bgm stellt das Projekt vor und erklärt wie es zu diesem Wohnungsmix kommt (Bedarf, 
Gespräche IFS etc.). Die für das Projekt erforderlichen Ausnahmen werden erläutert.  
 
Alfred: Das ist kein sozialer Wohnbau. Wir sollten Wohnraum für Familien schaffen. 
Bgm: Wir haben eine hohe Anzahl von Wohnungssuchenden die 2 Zimmer Wohnungen su-
chen. 4 Zimmer Wohnungen sind zu teuer. Wer heute aus der Lehre kommt, kann sich keine 
Wohnung leisten. Auch solche Leute darf man unterstützen. Auch Älter Menschen, die sich 
keine große Wohnung mehr leisten können, haben hier Bedarf. Auf diese Gruppen, hat man 
in den letzten Jahren nicht viel Rücksicht genommen. 
 
Grundsatzbeschluss 
 
Die Gemeindevertretung Weiler befürwortet im Grundsatz die Umsetzung des Projekts „An-
wandweg – Sozialer Wohnbau“ auf Basis der vorliegenden Planunterlagen der Planerin Fi-
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scher Schmider Architekten (insbesondere der Pläne WA Anwandweg Weiler _ Entwurf 
18.06.2026 _ E003 OG 1 bis 3.pdf) sowie des vorliegenden statistischen Datenmaterials 
(WA Anwandweg Weiler _ Entwurf 18.06.2026 _ Statistik.pdf).  
Die Gemeindevertretung erklärt ihre grundsätzliche Bereitschaft, im Rahmen des späteren 
raumplanerischen und baurechtlichen Verfahrens eine Ausnahme von den Festlegungen des 
geltenden Bebauungsplanes gemäß § 29 Vorarlberger Raumplanungsgesetz (RPG) in Aus-
sicht zu stellen. Dies betrifft im Speziellen: 

• Die Überschreitung der im Bebauungsplan festgelegten Baunutzungszahl (BNZ) von 

der Vorgabe 70 auf 76,2.  

• Die Überschreitung der Höchstgeschosszahl (HGZ) von der Vorgabe 3 auf 4,0 Ge-

schosse für das an der L50 angrenzende Gebäude.  

• Die Überschreitung der Abstandsflächen zum Gemeindegrundstück GST-Nr. 1267 

Diese Absichtserklärung wird ausdrücklich an die Bedingung geknüpft, dass das finale Pro-
jekt den im Dokument WA Anwandweg Weiler _ Entwurf 18.06.2026 _ Statistik.pdf festgehal-
tenen Parametern und Werten entspricht und die folgenden Mindestanforderungen erfüllt 
werden:  
Die finale Erteilung der Ausnahme vom Bebauungsplan sowie die Erteilung der baurechtli-
chen Bewilligung werden an die strikte Erfüllung und Vorlage folgender Bedingungen, Nach-
weise und Projektergänzungen durch die Projektwerberin geknüpft: 

o Außenraumgestaltung: Es ist ein detaillierter und professioneller Außenraum-

gestaltungsplan einer qualifizierten Landschaftsplanerin vorzulegen. Fachge-

rechte Bepflanzung und Oberflächenentwässerung ausweisen sowie beschat-

tete Gemeinschafts Bereiche.  

o Stellplatzschlüssel (Parkplätze): Das Projekt ist zwingend so anzupassen, 

dass ein Stellplatzschlüssel von mindestens 1 : 1 zu den Wohneinheiten ein-

gehalten wird. Bei den projektierten 18 Wohneinheiten müssen somit mindes-

tens 18 Pkw-Stellplätze (statt der bisher geplanten 15 Stellplätze) auf Eigen-

grund nachgewiesen werden.  

o Abstandsnachsichten: Da das Bauwerk durch die beantragten Ausnahmen 

(Überschreitung der Geschosszahl und Baunutzungszahl) Auswirkungen auf 

die Abstandsflächen haben kann, sind die schriftlichen und beglaubigten Ab-

standsnachsichten aller betroffenen Nachbarinnen im Zuge des Bauverfah-

rens beizubringen.  

o Dachflächengestaltung: Sämtliche Dachflächen des Bauwerks sind entweder 

mit einer vollflächigen Photovoltaikanlage (PV-Anlage) zur nachhaltigen Ener-

giegewinnung auszustatten oder als extensiv begrünte Dachflächen (zur Re-

tention von Niederschlagswasser und Verbesserung des Mikroklimas) auszu-

führen. Eine kombinierte Umsetzung (Biosolar-Dach) wird empfohlen. 

o Zufahrtsgenehmigung: Es ist die rechtskräftige verkehrsrechtliche Bewilligung 

der zuständigen Straßenrechtsbehörde für die Zufahrt auf die Landesstraße 

vorzulegen. 

o Naturschutzrechtliche Bewilligung: Da das Baugrundstück im Nahebereich 

sensibler Zonen liegen kann, ist die rechtskräftige Genehmigung und Bewilli-

gung der Bezirkshauptmannschaft (BH) Feldkirch nach dem Vorarlberger Na-

turschutzgesetz als zwingende Voraussetzung für den Baubeginn vorzulegen. 

 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird mit einer Gegenstimme und einer Enthaltung (abwesend) angenommen. 
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Zu 8. Berichte und Allfälliges 
 
Berichte: 

• Rechnungsabschluss ARA 

• Rechnungsabschluss ASZ 

• Am 17.6. wurde Markus Morscher zum Agrarobmann gewählt. Vorstand: Ro-
land Hensler. 

• Verbandsversammlung ASZ – Thema Brandschutzkonzept 

• Regio Vorstandssitzung 

• Kanalsanierungen im Dorf starten im Juli 

• 1.7. Besprechung Radschnellverbindung 

• VS Direktorin geht in Pension 
Allfälliges: 
Manfred Ritter: Die Riedlestraße sollte gekehrt werden. Die Schachteinläufe müssten auch 
gereinigt/freigemacht werden. 
 
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen schließt der Vorsitzende um 22:20 Uhr die 
öffentliche Sitzung. 
 
 
Der Schriftführer:   Der Bürgermeister: 
 
 
____________________   ____________________ 
Thomas Gabriel   Simeon Summer 
 
 


